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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 76/11 B 
 
L 4 U 144/10 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 15 U 379/08 (SG Speyer) 
 
 
 
…………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Unfallkasse des Bundes, 
Weserstraße 47, 26382 Wilhelmshaven, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Mai 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k  

und   M u t s c h l e r  

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 26. Januar 2011 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist als unzulässig zu verwerfen 

(§ 160a Abs 4 Satz 1, § 169 SGG). Der Beschluss bedarf keiner Begründung, da diese 

nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen 

(§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG). Der Senat beschränkt sich daher auf folgende Hinweise: 

 
Die Klägerin hat den geltend gemachten Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) nicht in der gebotenen Weise bezeichnet 

(§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache, wenn sie geeignet ist, die Rechtseinheit 

zu erhalten oder die Fortbildung des Rechts zu fördern. Der Beschwerdeführer muss die in 

dem angestrebten Revisionsverfahren zu entscheidende Rechtsfrage klar bezeichnen und 

ausführen, dass diese von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und klärungsfähig ist 

(vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 1). 

 

Die Klägerin benennt schon keine abstrakt-generelle Rechtsfrage, die nach ihrer Ansicht 

in dem vorliegenden Rechtsstreit zu klären ist. Sie setzt sich vielmehr materiell-rechtlich 

mit den Entscheidungen von SG und des LSG auseinander und setzt diesen lediglich ihre 

eigene Rechtsauffassung entgegen. Im Übrigen: Soweit sie meint, die Beschränkung des 

Versicherungsschutzes nach § 2 Abs 1 Nr 14 SGB VII auf die Fälle, in denen den Arbeit-

suchenden eine besondere Aufforderung der Agentur für Arbeit zugegangen ist, sei "nicht 

hinnehmbar" oder verletze Art 3 Abs 1 GG, hätte sie, falls sie dazu eine Rechtsfrage von 

allgemeiner Bedeutung formuliert hätte, aufzeigen müssen, dass sich die Lösung des 

angedeuteten Rechtsproblems nicht bereits aus dem Wortlaut des Gesetzes selbst oder 

der hierzu ergangenen Rechtsprechung (vgl BSG vom 12.5.2009 - B 2 U 8/08 R; BSG 

SozR 4-2700 § 2 Nr 11) ergibt.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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